
Schwer erziehbare deutsche Jugendliche in Spanien, Dschungeldorf Bismuna in Nicaragua: Problemexport in alle Welt 
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Risiko am Rio Coco
Die Bundesregierung will die umstrittene Erlebnispädagogik im 

Ausland schärfer reglementieren – jugendliche Kriminelle 
belasten die diplomatischen Beziehungen zu anderen Staaten.
rackraucher (in Hamburg): Rückfall in drei Stund
Der Tag im Dschungel von Nicara-
gua hatte eigentlich ganz gut ange-
fangen – zumindest nach dem Ge-

schmack von Marcel M., 15, einem Jungen
aus dem Ruhrgebiet mit 50 Straftaten auf
dem Kerbholz: Am 16. Dezember vergan-
genen Jahres ließ er sich im Buschcamp
von Bismuna zusammen mit anderen
schwer erziehbaren Jugendlichen aus
Deutschland mal so richtig voll laufen, mit
reichlich Maisbier von den Indios. 

Aber dann, erzählt Marcel, hätten die
Betreuer Stress gemacht. Seine Kumpels
und er hätten Sandeimer schleppen und
Löcher buddeln müssen. Da sei ein Mäd-
chen aus der Truppe auf eine Idee gekom-
men: Ihr Freund, drüben auf der hondura-
nischen Seite, sagte es, habe ein echt gutes
Marihuanafeld; wie wär’s also, einfach ab-
zuhauen, sich ins Feld zu legen und sich
mal einen Tag locker zu machen?

Das Lockermachen hatte Folgen: Nicht
genug, dass sechs Teenager, zur Besserung
von deutschen Jugendämtern nach
Nicaragua geschickt, im Dschungel
verschwanden, wo der Biss der
Lanzenotter einen Menschen in 20
Minuten umbringen kann. Kaum
hatten Einheimische sie am nächs-
ten Morgen über den Rio Coco ge-
setzt, griffen honduranische Gren-
zer die Deutschen im Alter von 15
bis 17 auf. Und die deutsche Bot-
schaft in der Hauptstadt Teguci-
galpa hatte sieben Tage damit zu
tun, die Gruppe, die dem Kinder-
und Jugendhilfe-Verbund Kiel aus
seinem Camp abhanden gekom-
men war, zurück nach Deutsch-
land zu befördern. Junge C
Es ist nicht das erste Mal: Ob Wüste oder
Steppe, Gebirge oder Regenwald – es gibt
kein Kap der guten Hoffnung, an das deut-
sche Sozialarbeiter nicht jene Jugendlichen
expedieren, mit denen sie daheim nicht
fertig werden. Und wenn sich der Fall dann
doch als hoffnungslos erweist, müssen sich
die deutschen Botschaften um die politi-
schen Kollateralschäden solch einer Risiko-
Pädagogik kümmern. 

Das sind die Diplomaten jetzt leid: „Die
Risiken lassen es aus Sicht des Auswärtigen
Amtes empfehlenswert erscheinen, die so
genannte Erlebnispädagogik im Ausland
vollständig einzustellen“, heißt es in einer
Expertise, die der Leiter der Rechtsabtei-
lung, Thomas Läufer, verfasst hat. Und im
Familienministerium von Renate Schmidt
(SPD) wird eine Gesetzesänderung disku-
tiert, um die Fernreisen zumindest strenger
zu kontrollieren, härter zu reglementieren.

In der Kritik steht eine Jugendarbeit,
die nicht nur viel Geld kostet, sondern
d e r  s p i e g e l 6 / 2 0 0 4
auch pädagogisch höchst umstritten ist:
Mehrere hundert Teenager aus Deutsch-
land gehen jedes Jahr auf große Fahrt –
und lösen sich damit vorübergehend aus
ihrem Leben im Milieu, als Crash-Kids,
Kindernutten, Jung-Junkies. Sie sollen sich
bessern in Dschungelcamps, auf Wüsten-
Trips oder auf den Planken umgerüsteter
Windjammer. Dutzende Vereine verdienen
an dem Geschäft, die Jugendämter zahlen
meist zwischen 100 und 200 Euro pro Tag,
pro Kopf. Dafür sind die Beamten ihre
schwierigsten Fälle erst mal los, erkaufen
sich zugleich aber eine letzte Hoffnung:
„Wie soll man diesen Kindern denn besser
helfen?“, fragt Georg Hoffmann, Leiter des
Jugendamts Bad Segeberg, der auch einen
16-Jährigen in das Indianerdorf nach Ni-
caragua geschickt hat. 

Gerade weil es um solch eine Klientel
geht, gibt es allerdings auch immer weniger
Länder, in denen das deutsche Experiment
nicht schon schief gegangen wäre – mit
schädlichen Nebenwirkungen für das An-
sehen der Bundesrepublik im Ausland. Just
als die sechs Jugendlichen in Nicaragua
über den Rio Coco setzten, saßen deshalb
in Berlin Beamte des Auswärtigen Amts
mit Kollegen des Familien- und des Justiz-
ministeriums zusammen, um ihnen die
schlimmsten Kapitel aus dem Dschungel-
buch ihrer Diplomaten vorzulesen. 

Sie berichteten beispielsweise aus Spa-
nien, wo die Botschaft unter anderem Vor-

kommnisse wie Diebstahl, Dro-
genkonsum und Prostitution no-
tierte. „Einzelauflistung wegen
Zahl der Fälle nicht möglich“,
heißt es lapidar in der Aufstellung
des Auswärtigen Amts, „gravie-
rendster Fall: Verurteilung eines
Jugendlichen zu 18 Jahren Haft
wg. Totschlags“.

Auch in Thailand gab es Ärger.
In Pattaya fuhr im Sommer 2002
ein 18-Jähriger aus Hessen mit ei-
nem nicht angemeldeten Motor-
rad einen Menschen zu Tode und
tauchte dann ab.

Gerichtsbekannt ebenso der 
17-Jährige, der in Niedersachsenen 
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Gesellschaft
mehr als 75 Straftaten gesammelt hatte und
in Namibia ein besserer Mensch werden
sollte: In der so genannten Buschschule
des Flensburger Verbundes sozialpädago-
gischer Initiativen vergewaltigte er ein
Mädchen und bekam dafür zweieinhalb
Jahre Haft.

Wenn die Jugendlichen dann auch noch
den Dorffrieden stören (Kirgisien) oder
sich eine Verfolgungsjagd mit der Polizei
liefern (Island), ist für die Diplomaten das
Maß voll. „Warum muss man eigentlich
nach Übersee reisen – tut’s nicht auch
Ostfriesland?“, fragt ein strapazierter Mi-
nisterialbeamter in Berlin. Nur: Von Ost-
Jugendprojekt auf See (vor Südengland): „Unverzichtbares Instrument?“
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friesland sind es bis zum Rückfall auf dem
Hamburger Drogenkiez knapp drei Stun-
den mit dem Zug. Viele Jugendämter sehen
für ihre Härtefälle deshalb nur zwei Lö-
sungen: langes Wegsperren oder weites
Wegschicken. 

So beklagt der jüngste Kinder- und Ju-
gendbericht der Bundesregierung vom Fe-
bruar 2002 durchaus die „Hilflosigkeit“,
die dann „in erlebnispädagogischen Ver-
anstaltungen als ,Entsorgungsalternative‘
endet“ – noch dazu, wie die Regierung in
ihrer Stellungnahme schreibt, in „oftmals
unzureichend geeigneten Projekten“. 

Doch vorher sind meistens alle anderen
Versuche schon gescheitert. Auch der 15-
jährige Marcel hatte bereits das gesamte
deutsche Betreuungsprogramm hinter sich,
als er vor zwei Jahren in das Hüttendorf
nach Nicaragua kam. Ein Polizist in sei-
nem Stadtteil berichtet: „Der hat hier jah-
relang fünf bis sechs Beamte beschäftigt.“
Und zumindest Marcels Mutter Heike M.
ist sicher, dass der Serientäter jetzt auf der
Straße läge oder im Knast säße, wenn er
88
nicht auf Staatskosten nach Mittelamerika
ausgeflogen worden wäre.

Deshalb hält der Bundesverband Erleb-
nispädagogik diese Art von Kinderland-
verschickung auch trotz allem für ein „un-
verzichtbares Instrument“. Erst recht, weil
die Rechnung – in Nicaragua zum Beispiel
110,60 Euro am Tag – auch nicht höher ist
als bei einer Intensivbetreuung in Deutsch-
land. 

Was aber die Pädagogik unter Palmen
tatsächlich bringt, ist umstritten. „Wir
wissen einfach viel zu wenig“, sagt 
Bernd-Rüdeger Sonnen, Vorsitzender der
Deutschen Vereinigung für Jugendgerich-
te und Jugendgerichtshilfen. Erfolgsstatis-
tiken gibt es nicht, schon gar keine Lang-
zeitstudien.

Joschka Fischers Auswärtiges Amt be-
klagt noch andere Wissenslücken: dass
zum Beispiel die Diplomaten selten vorab
informiert werden. Tatsächlich muss sich
kein Veranstalter bei der deutschen Bot-
schaft im Gastland melden, hier zu Lande
gibt es keine Stelle, die eine Liste aller
Projekte hätte. Auch nicht der Bundes-
verband. Der vertritt nämlich nur knapp
ein Drittel aller Anbieter, 59 Mitglieder,
die im vergangenen Jahr 151 Jugendliche
ins Ausland geschickt haben. Vielleicht
auch ein paar mehr; selbst die Zahl ist
noch unsicher.

Der Markt ist unübersichtlich – das Aus-
wärtige Amt muss deshalb mit allem rech-
nen, vor allem mit der Unberechenbarkeit
der Jugendlichen. Was beim deutschen
Problemexport in alle Welt passieren kann,
zeigt für den Leiter der Rechtsabteilung,
Thomas Läufer, besonders ein Fall aus
Kroatien, der im März im rheinland-pfäl-
d e r  s p i e g e l 6 / 2 0 0 4
zischen Wittlich vor Gericht kommt: Mit
knapp 30 Vorstrafen direkt aus dem Knast
nach Kroatien geschickt, hatte ein Jugend-
licher dort im Februar 2003 das Kind sei-
nes Betreuers missbraucht. 

In Läufers Rechtsgutachten heißt es:
„Hätte sich der gleiche Vorfall mit dem
gleichen Jugendlichen (bestehendes Vor-
strafenregister!) in den USA ereignet, hät-
te dies zu einer lebenslangen Freiheitsstra-
fe führen können, bei eingetretenem Tod
des Opfers sogar zur Todesstrafe.“

Das wäre der schlimmste aller Fälle –
für eine diplomatische Krise reicht aber
schon deutlich weniger. Was wäre wohl los,
wenn Rumänien klauende Straßenkinder
oder Kolumbien die Laufburschen der Dro-
genmafia nach Niederbayern verfrachten
würde? Vermutlich würde Empörung hoch-
kochen – wie in Chile, wo am 6. November
der deutsche Botschafter Joachim Schmil-
len ins Außenministerium zitiert wurde.

Nach ein paar Minuten höflicher Kon-
versation ging es zur Sache: Ein chileni-
scher Staatsbediensteter stellte unverblümt
klar, die Arbeit des Bochumer Trägers
„Life“ in seinem Land könne zur „ernst-
haften Gefährdung für die bilateralen Be-
ziehungen werden“. Schon Ungereimthei-
ten bei den Visa der Jugendlichen reichten
den Südamerikanern aus. Der Botschafter
möge „Life“ doch bitte schön alsbald zum
Abzug drängen, im Interesse der deutsch-
chilenischen Freundschaft – in der feinen
Welt der Diplomaten eine heftige Erschüt-
terung.

Auch das deutsche Familienministerium
hat inzwischen gemerkt, dass es nicht län-
ger stillhalten kann. Zwar war ihm ein Ge-
setzesvorschlag Bayerns im September zu
forsch, die Weite-Welt-Wohlfahrt ganz zu
stoppen; im Bundesrat ging die Vorlage
noch durch, im Bundestag nicht mehr.

Doch der Referatsleiter Kinder- und Ju-
gendhilferecht, Reinhard Wiesner, bestätigt
Vorbereitungen für eine Änderung des
Kinder- und Jugendhilfegesetzes. Inhalt:
Jugendämter, die ihre Schützlinge auf Tro-
pentrips schicken, sollen künftig selbst an
Ort und Stelle nachschauen, was die Ver-
eine dort anstellen – bisher eine gravie-
rende Schwachstelle der Jugendfürsorge,
die sich manchmal nur auf blumige Be-
richte aus Übersee verlässt. 

Außerdem dürften die Ämter ihre Kli-
entel dann nur noch jenen Tour-Unter-
nehmern anvertrauen, die auch in Deutsch-
land arbeiten, damit man sie bei Verstößen
im Ausland zur Rechenschaft ziehen kann.
Und schließlich sollen die Kommunen
künftig immer eine Begründung schreiben,
warum das Sorgenkind unbedingt im Aus-
land entsorgt werden muss.

Für vier der sechs Nachtwanderer aus
Nicaragua waren ein paar Tage in Deutsch-
land offenbar Begründung genug, schon
wieder das Weite zu suchen. Sie sind be-
reits zurück im Urwald. Andrea Brandt,

Jürgen Dahlkamp, Markus Verbeet


